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Einleitung 

Dem deutschen materiellen Kindschaftsrecht stehen tiefgreifende 
Umgestaltungen bevor. Im Sommer 1995 hat das Bundesministerium 
der Justiz nach mehrjährigen Vorarbeiten einen Referentenentwurf 
vorgelegt, der eine umfassende Neuregelung des gesamten Kindschafts-
rechts vorsieht. Der entsprechende Gesetzentwurf wurde Ende Februar 
1996 von der Bundesregierung gebilligt1. Neben der generellen Ver-
besserung der Rechtsstellung aller Kinder und der Förderung des Kin-
deswohls besteht das Hauptanliegen der Reform darin, die derzeit noch 
bestehenden Rechtsunterschiede zwischen ehelichen und nichtehelichen 
Kindern zu beseitigen2. 

Die geltenden Bestimmungen des Nichtehelichenrechts gehen im 
wesentlichen auf das Nichtehelichengesetz (NEG) vom 19.8.1969 zu-
rück3. Diesem liegt das Bild der hilflosen, jungen und verlassenen 
Mutter, die auf behördliche Fürsorge angewiesen ist, und des an 
seinem Kind nicht interessierten, oft anderweitig in ehelicher Familie 
lebenden Vaters zugrunde4. Vor diesem Hintergrund sah der Gesetzge-
ber das nichteheliche Kind als besonders schutzbedürftig an und 
beschränkte infolgedessen die elterliche Sorge der Mutter in zentralen 
Bereichen durch die gesetzliche Amtspflegschaft (§§ 1705 ff. BGB)5. 
Ferner kann der nichteheliche Vater derzeit weder eine Teilhabe an der 
elterlichen Sorge noch den Umgang mit dem Kind rechtlich durchset-
zen. Die Begründung dafür wurde darin gesehen, daß ein Umgangs-
recht dem Wohl des Kindes in der Mehrzahl der Fälle zuwiderlaufe, 
weil der nichteheliche Vater, sofern er überhaupt den Kontakt zum 
Kind wünsche, häufig eigennützige Ziele verfolge und "nicht von 
Zuneigung und Verantwortung gegenüber dem Kind geleitet" sei6. 

1 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 29.2.1996, 5. Der Gesetzentwurf ist 
abgedruckt in der BR-Drs. 180/96 = BT-Drs. 13/4899 (nachfolgend: Regie-
rungsentwurf). 

2 Regierungsentwurf, BR-Drs. 180/96, 39. 
3 BGBl. 1969 I 1243, in Kraft seit dem 1.7.1970. 
4 Referentenentwurf zum NEG, bei Jansen/Knöpfel 75 f.; Regierungsentwurf zum 

NEG, bei Jansen/Knöpfel 261. Vgl. auch Gernhuber/Coester-Waltjen § 50 I; 
Zenz/Salgo 51. 

5 Vgl. Regierungsentwurf zum NEG, bei Jansen/Knöpfel 261 f., 277 f. 
6 Regierungsentwurf zum NEG, bei Jansen/Knöpfel 285. 



2 Einleitung 

Erbrechtlich werden nichteheliche Kinder neben den ehelichen Kindern 
und dem überlebenden Ehegatten mit einem Erbersatzanspruch abge-
funden (§ 1934 a Abs. 1 BGB), weil das nichteheliche Kind nach der 
damaligen Vorstellung des Gesetzgebers häufig ein Störfaktor in der 
Erbengemeinschaft sein soll7. Gesellschaftlich wurde die nichteheliche 
Geburt damals vielfach noch als makelbehaftet angesehen8. 

Seit dem Inkrafttreten des NEG haben sich die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen grundlegend gewandelt. In den vergangenen Jah-
ren ist die Zahl der nichtehelichen Geburten stark angestiegen9. Häufig 
werden Kinder in intakte nichteheliche Lebensgemeinschaften ihrer 
Eltern hineingeboren. In der Regel erkennen die Väter nichtehelicher 
Kinder die Vaterschaft an10. Auf der anderen Seite ist ein drastischer 
Anstieg der Ehescheidungen zu verzeichnen, von denen in mindestens 
der Hälfte der Fälle auch Kinder betroffen waren11. Damit haben sich 
die sozialen Lebensverhältnisse nichtehelicher und ehelicher Kinder 
vielfach aneinander angeglichen. Rechtliche Differenzierungen nach 
dem Status des Kindes erscheinen daher nicht mehr gerechtfertigt12. 

Weiterhin geben rechtliche Gründe Anlaß für eine Reform des 
Kindschaftsrechts. Das Bundesverfassungsgericht hat das geltende 
Recht in mehreren Punkten für verfassungswidrig erklärt13. Schließlich 
ist die Rechtseinheit beider Teile Deutschlands bei der Amtspflegschaft 

7 Vgl. Regierungsentwurf zum NEG, bei Jansen/Knöpfel 413: Ein uneheliches 
Kind, zu dem sein Vater keine persönlichen und familiären Beziehungen unter-
halten habe, werde sich nach dem Erbfall ihm gegenüber kaum durch Gefühle 
der Pietät verpflichtet fühlen und infolgedessen häufig versuchen, seine rein 
finanziellen Interessen rücksichtslos durchzusetzen. S. auch den Regierungsent-
wurf zum Erbrechtsgleichstellungsgesetz, BT-Drs. 12/7819, 8 f. 

8 Vgl. Regierungsentwurf zum NEG, bei Jansen/Knöpfel 76. 
9 1994 belief sie sich in den alten Bundesländern auf 12,4%, in den neuen 

Bundesländern auf 41,4%, Regierungsentwurf, BR-Drs. 180/96, 47. 
10 Der Anteil liegt in den neuen Bundesländern bei 88% und in den alten bei 84%, 

Regierungsentwurf, BR-Drs. 180/96, 60. 
11 Sie betrug im Jahre 1994 35% in den alten und 37% in den neuen Bundeslän-

dern, Regierungsentwurf, BR-Drs. 180/96, 45. 
12 Coester-Waltjen, in: FS Stepan 19; Schwenzer, Gutachten A 20. 
13 BVerfG 31.1.1989 BVerfGE 79, 256 = FamRZ 1989, 255: Recht des Kindes 

auf Kenntnis der eigenen Abstammung. BVerfG 3.11.1982 BVerfGE 61, 358 
= FamRZ 1982, 1179: Gemeinsame elterliche Sorge nach der Scheidung. 
BVerfG 7.5.1991 BVerfGE 84, 168 = FamRZ 1991, 913 = FuR 1991, 221: 
Verfassungswidrigkeit des § 1738 Abs. 1 BGB, der eine gemeinsame Sorge 
unverheirateter Eltern auch dann ausschließt, wenn diese mit dem Kind zusam-
menleben, beide bereit und in der Lage sind, die elterliche Verantwortung zu 
übernehmen und dies dem Kindeswohl entspricht. BVerfG 7.3.1995 BVerfGE 
92, 158 = NJW 1995, 2155: Zustimmung des nichtehelichen Vaters zur Adop-
tion seines Kindes (§ 1747 Abs. 2 BGB). 
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und beim Nichtehelichenerbrecht noch nicht verwirklicht14. Supra-
nationales Recht wie die Europäische Menschenrechtskonvention und 
die UN-Konvention zum Schutz der Rechte des Kindes gebieten eine 
Stärkung der rechtlichen Position des Kindes. Grundlegende Unter-
schiede zum Familienrecht anderer europäischer Staaten lassen ange-
sichts zunehmender Migration Unsicherheiten im Rechtsverkehr be-
fürchten15. 

Im Hinblick auf den Wandel der gesellschaftlichen und rechtlichen 
Bedingungen und Wertungen stellt sich die Frage, inwieweit auch das 
deutsche Kollisionsrecht der Anpassung bedarf. Das IPR-Reformgesetz 
vom 25.7.198616 hat die Trennung von ehelicher und nichtehelicher 
Kindschaft in Artt. 19, 20 EGBGB noch beibehalten und dafür grund-
sätzlich verschiedene Anknüpfungen gewählt. Während Art. 19 für die 
Abstammung und Kindschaftswirkungen bei ehelichen Kindern primär 
auf das Ehewirkungsstatut der Eltern abstellt, zieht Art. 20 für die 
nichtehelichen Kinder das Recht des Kindes bzw. eines Elternteils 
heran. Vorschläge zur Schaffung einheitlicher Kollisionsnormen für 
alle Kinder wurden im Vorfeld der damaligen Reform zwar bereits dis-
kutiert, letztlich aber verworfen. Begründet wurde die Beibehaltung 
der traditionellen Trennung mit der Unterscheidung von ehelichen und 
nichtehelichen Kindern im Sachrecht, außerdem mit dem Ziel der För-
derung der Familieneinheit17. Maßgeblich dürfte auch die Vorstellung 
gewesen sein, daß eheliche Kinder generell in intakter Familie auf-
wachsen, während nichteheliche Kinder stets allein mit ihrer Mutter 
zusammenleben18. Bei der Ausgestaltung der Anknüpfungen spielten 
materiellrechtliche Ziele wie die Förderung der Ehelichkeit oder die 
Begünstigung der Abstammungsfeststellung für nichteheliche Kinder 
eine Rolle19. Diese Motive erscheinen angesichts der gewandelten 
gesellschaftlichen und materiellrechtlichen Bedingungen nur noch 
bedingt tragfähig. 

Ziel der Arbeit ist es daher zu klären, ob angesichts der Vereinheit-
lichung des Sachrechts künftig getrennte Kollisionsnormen für eheliche 
und nichteheliche Kinder noch haltbar sind und welche Ausgestaltung 

14 Artt. 230 Abs. 1, 235 § 1 Abs. 2 EGBGB. 
15 Coester-Waltjen, in: FS Stepan 18. 
16 BGBl. 1986 I 1142, in Kraft seit dem 1.9.1986. 
17 Beitzke, Vorschläge und Gutachten 48 f. 
18 Vgl. Begr. BT-Drs. 10/504, 66 = Pirrung 158 f. 
19 Begr. BT-Drs. 10/504, 65 = Pirrung 157 und BT-Drs. 10/5632, 43 = Pirrung 

161. 
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einer für alle Kinder einheitlichen Regelung den kollisionsrechtlichen 
Interessen bestmöglich Rechnung trüge. 

Ausgangspunkt der Untersuchung ist das geltende internationale 
Kindschaftsrecht, das den Gegenstand des ersten Teils der Arbeit 
bildet. Hier sollen die Vorteile und Schwächen der aktuellen Kollisi-
onsnormen analysiert werden. Das Schwergewicht der Darstellung 
wird dabei auf der nichtehelichen Kindschaft liegen, weil diese - was 
die Vielzahl der gerichtlichen Entscheidungen zeigt - die Praxis am 
häufigsten beschäftigt. Fragen der nichtehelichen Kindschaft stellen 
sich etwa, wenn es um die Eintragung des Kindesnamens in das 
Geburtenbuch20, die Staatsangehörigkeit des Kindes21 oder seine 
gesetzliche Vertretung22 geht, ferner, wenn es Unterhalts- oder Erban-
sprüche23 geltend macht oder wenn behördliche oder gerichtliche 
Regelungen zu seinem Schutz zu treffen sind. 

Auf das Kollisionsrecht der ehelichen Kindschaft wird nur einge-
gangen werden, soweit es seit der IPR-Novelle von 1986 Probleme 
aufgeworfen hat und seine Einbeziehung im Rahmen der Reformüber-
legungen notwendig ist, um die den Anknüpfungsregeln zugrundelie-
genden Wertungen zu verdeutlichen. Die Untersuchung beschränkt sich 
dabei auf den sachlichen Regelungsbereich der Artt. 19, 20 EGBGB. 
Spezielle Fragen des Kindschaftsrechts wie Name, Erbrecht, Adoption 
und Legitimation bleiben ausgeklammert. Auf den Unterhalt wird 
allerdings in Zusammenhang mit der väterlichen Abstammung einge-
gangen werden. 

Der zweite Teil beschäftigt sich mit der Reform des internationalen 
Kindschaftsrechts. Unter Heranziehung der Erfahrungen mit dem gel-
tenden Recht und unter Berücksichtigung des Sach- und Kollisions-
rechts anderer europäischer Staaten soll ein Vorschlag für die Ausge-
staltung des künftigen internationalen Kindschaftsrechts erarbeitet wer-
den. 

20 § 21 PStG; z.B. AG Berlin-Schöneberg 25.2.1992 StAZ 1992, 248 = IPRspr. 
1992 Nr. 9. 

21 Vgl. § 4 Abs. 1 S. 2 RuStAG. 
22 S. z.B. OLG Karlsruhe 29.6.1989 StAZ 1989, 352 = Justiz 1989, 394 

= IPRspr. 1989 Nr. 159; OLG Stuttgart 19.5.1989 FamRZ 1989, 895 = ZfJ 
1989, 393 = BWNotZ 1989, 93 Anm. Krzywon = IPRspr. 1989 Nr. 154. 

23 Zum Unterhalt vgl. BGH 15.2.1984 BGHZ 90, 129 = NJW 1984, 1299 
= FamRZ 1984, 576 = StAZ 1984, 194 Anm. Beitzke, 306 Anm. Rauscher 
= IPRax 1986, 35, 21 Anm. Klinkhardt = IPRspr. 1984 Nr. 96. Zum Erbrecht 
vgl. OLG Oldenburg 22.10.1987 = IPRspr. 1987 Nr. 107; OLG Köln 
30.1.1986 ZfJ 1986, 572 = IPRspr. 1986 Nr. 109. 



A. Geltendes Recht 
1. Kapitel 

Abstammung des Kindes 

§ 1 Anknüpfungsgrundsätze für die nichteheliche Abstammung 

I. Anknüpfungsnormen 

Die Abstammung des Kindes erfaßt die Frage, welche Personen recht-
lich als seine Eltern anzusehen sind. Das deutsche IPR unterscheidet in 
Art. 20 Abs. 1 EGBGB zwischen der Rechtsbeziehung des nichtehe-
lichen Kindes zur Mutter und derjenigen zum Vater. Für die Abstam-
mung von der Mutter gilt nach Art. 20 Abs. 1 S. 1 EGBGB das 
Heimatrecht der Mutter bei der Geburt des Kindes. Dies entspricht im 
Ergebnis der Regelung des Art. 20 EGBGB a.F.1, der zwar als einsei-
tige Kollisionsnorm im Hinblick auf die Anwendung deutschen Rechts 
formuliert war, allgemein aber als allseitige Kollisionsnorm begriffen 
wurde2. Als Grundanknüpfung für die väterliche Abstammung beruft 
Art. 20 Abs. 1 S. 1 EGBGB ebenfalls das Heimatrecht der Mutter bei 
der Geburt des Kindes; gleichberechtigt daneben stehen die Anknüp-
fungen an das Heimatrecht des Vaters im Geburtszeitpunkt und an das 
Recht des jeweiligen gewöhnlichen Aufenthaltes des Kindes. Diese 
alternativen Anknüpfungen sollen im Interesse des Kindes die Fest-
stellung der Vaterschaft erleichtern3. 

Vor der IPR-Reform im Jahre 1986 fehlte im EGBGB eine Kollisi-
onsnorm für die väterliche Abstammung. Geregelt war lediglich die 
Unterhaltspflicht4. Alle anderen Rechtsbeziehungen zwischen Vater 

1 Art. 20 EGBGB a.F. lautete: Das Rechtsverhältnis zwischen einem nichteheli-
chen Kinde und dessen Mutter wird nach den deutschen Gesetzen beurteilt, wenn 
die Mutter eine Deutsche ist. Das gleiche gilt, wenn die Reichsangehörigkeit der 
Mutter erloschen, die Reichsangehörigkeit des Kindes aber bestehen geblieben 
ist. 

2 Zur Allseitigkeit: Staudinger/Kropholler12 Art. 20 EGBGB Rn. 3; Soergel/ 
Kegel Art. 20 EGBGB a.F. Rn. 2. 

3 Begr. BT-Drs. 10/5632, 43 = Pirrung 161. 
4 Art. 21 EGBGB a.F.: Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem nichtehe-

lichen Kinde und seine Verpflichtung, der Mutter die Kosten der Schwanger-
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und Kind unterstanden in Analogie zu den Vorschriften für die eheliche 
Kindschaft grundsätzlich dem Heimatrecht des Vaters (Artt. 18, 19 
EGBGB a.F.)5. Dieses Prinzip wurde jedoch häufig durchbrochen. 
Nachdem das NEG im Jahre 1970 die Statusvaterschaft im deutschen 
Recht eingeführt hatte (§ 1600 a BGB), entwickelte die Rechtspre-
chung Kollisionsnormen für die väterliche Abstammung, die auf das 
Unterhaltsstatut Bezug nahmen. Hintergrund war, daß ein Unterhalts-
anspruch nach deutschem Recht nunmehr eine allgemeinverbindliche 
Vaterschaftsfeststellung voraussetzte (§ 1600 a S. 2 BGB), das Heimat-
recht des Vaters diese aber nicht in allen Konstellationen ermöglichte6. 
Um einen Unterhaltsanspruch nicht an der Sperrwirkung des § 1600 a 
S. 2 BGB scheitern zu lassen, entwickelte der BGH die Regel, daß bei 
deutschem Unterhaltsstatut auch die gerichtliche Feststellung und die 
Anerkennung der Vaterschaft deutschem Recht unterfielen7. Bei aus-
ländischem Unterhaltsstatut sollten sich die Feststellung und die Aner-
kennung der Vaterschaft allerdings - entsprechend der allgemeinen, aus 
Artt. 18, 19 EGBGB a.F. abgeleiteten Regel - nach dem Heimatrecht 
des Vaters bemessen8. Die Abstammung wurde nur dann nach dem 
ausländischen Unterhaltsstatut beurteilt, sofern dieses eine dem 
§ 1600 a S. 2 BGB vergleichbare Sperrwirkung kannte9. 

schaft, der Entbindung und des Unterhalts zu ersetzen, wird nach den Gesetzen 
des Staates beurteilt, dem die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; es 
können jedoch nicht weitergehende Ansprüche geltend gemacht werden, als nach 
den deutschen Gesetzen begründet sind. 

5 Staudinger/Kropholler12 Art. 20 EGBGB Rn. 3; Soergel/Kegel Art. 21 
EGBGB a.F. Rn. 19 (analog Art. 20 a.F.), Rn. 48 f. 

6 Kropholler, NJW 1976, 1011 f. 
7 BGH 28.2.1973 BGHZ 60, 247 = NJW 1973, 948 = FamRZ 1973, 257 = 

Rpfleger 1973, 164 = DA Vorm 1973, 178 = StAZ 1973, 136 = JZ 1974, 225 
= JR 1973, 330 Anm. Göppinger = IPRspr. 1973 Nr. 82 (gerichtliche Fest-
stellung); BGH 19.3.1975 BGHZ 64, 129 = NJW 1975, 1069 = FamRZ 1975, 
406 = DAVorm 1975, 283 = StAZ 1975, 250 = IPRspr. 1975 Nr. 82 b; BGH 
15.2.1984 BGHZ 90, 129 = NJW 1984, 1299 = FamRZ 1984, 576 = StAZ 
1984, 194 Anm. Beitzke, 306 Anm. Rauscher = IPRax 1986, 35, 21 Anm. 
Klinkhardt = IPRspr. 1984 Nr. 96 (Anerkennung). 

8 BGH 30.10.1974 BGHZ 63, 219 = NJW 1975, 114, 493 Anm. Sturm = 
FamRZ 1975, 26 = DAVorm 1975, 15 = JR 1975, 157 Anm. Göppinger = 
StAZ 1975, 128 = IPRspr. 1974 Nr. 114; BGH 4.2.1976 BGHWarn 1976 
Nr. 28 = NJW 1976, 1028 = FamRZ 1976, 204 = ZfJ 1976, 253 = 
IPRspr. 1976 Nr. 88; BGH 9.4.1986 BGHWarn 1986 Nr. 107 = NJW 1986, 
2193 = FamRZ 1986, 665 = DAVorm 1986, 651 = Rpfleger 1986, 382 = 
IPRax 1987, 247, 227 Aufsatz Winkler v. Mohrenfels = IPRspr. 1986 Nr. 95. 

9 BGH 16.5.1979 BGHWarn 1979 Nr. 130 = FamRZ 1979, 793 = NJW 1980, 
636 = StAZ 1980, 18 = DAVorm 1979, 574 = IPRspr. 1979 Nr. 113: türki-
scher Vater. Eine ausführliche Analyse der Rechtsprechung findet sich bei 
Klinkhardt, Feststellung 22 ff. 
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II. Anwendungsbereich 

1. Persönlicher Anwendungsbereich 

Seinem persönlichen Anwendungsbereich nach erfaßt Art. 20 EGBGB 
nichteheliche Kinder. Diese Vorschrift findet unmittelbar Anwendung, 
sofern die Mutter des Kindes niemals verheiratet war; auf das Bestehen 
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft kommt es dabei nicht an1 0 . 
Ist die Mutter hingegen bei der Geburt des Kindes verheiratet oder 
bestand früher eine Ehe, bleibt zu klären, ob das Kind als ehelich oder 
nichtehelich gilt. Im Rahmen des Art. 20 EGBGB stellt die Nichtehe-
lichkeit eine Vorfrage bzw. Erstfrage dar11 . Diese beantwortet nach 
ganz herrschender Meinung die Kollisionsnorm über die eheliche 
Abstammung, Art. 19 Abs. 1 EGBGB. Nichtehelich i.S. des Art. 20 
EGBGB sind demgemäß alle Kinder, deren Ehelichkeit sich nicht aus 
einem der von Art. 19 Abs. 1 EGBGB berufenen Sachrechte ergibt12. 
Die Ehelichkeit wird bejaht, wenn zwischen einem Kind und seiner 
Mutter und deren Ehemann bestimmte Rechtsfolgen deshalb eintreten, 
weil bei oder vor der Geburt des Kindes die Mutter Ehefrau war1 3 . 
Dies hängt wiederum vom Bestehen einer wirksamen Ehe ab (Art. 13 
EGBGB); aus einer fehlerhaften Ehe hervorgegangene Kinder können 
ehelich oder nichtehelich sein14. Ferner wird ein vormals eheliches 
Kind durch Anfechtung der Ehelichkeit nichtehelich. Die Nichtehelich-
keit ist damit im Wege einer negativen Abgrenzung zu bestimmen15. 
Besitzt das Kind nicht nach dem von Art. 19 Abs. 1 EGBGB berufenen 

scher Vater. Eine ausführliche Analyse der Rechtsprechung findet sich bei 
Klinkhardt, Feststellung 22 ff. 

10 S. nur Palandt/Heldrich Art. 19 EGBGB Rn. 6. Bei eheähnlichen Gemeinschaf-
ten, denen die Rechtsordnungen einiger lateinamerikanischer Staaten Rechts Wir-
kungen beimessen, wird zum Teil Art. 19 EGBGB für anwendbar gehalten, 
Klinkhardt, StAZ 1989, 182; MünchKomm/Schwimann Art. 19 EGBGB Rn. 31; 
im Ergebnis auch Waldmann 113 f. 

11 Palandt/Heldrich Art. 20 EGBGB Rn. 1; Staudinger/Kropholler12 Art. 20 
EGBGB Rn. 19; Hepting, in: FS Ferid 164. 

12 v. Bar, IPR II Rn. 606 will demgegenüber allein darauf abstellen, ob die Mutter 
bei der Geburt in gültiger Ehe lebte; auf die Zuordnung des Kindes zum Ehe-
mann soll es nicht ankommen. 

13 BGH 22.1.1965 BGHZ43, 213 = NJW 1965, 1129 = FamRZ 1965, 311, 312 
Anm. Bosch = JZ 1965, 531 Anm. Wengler = IPRspr. 1964/65 Nr. 81 b; 
Kegel, IPR 682; Staudinger/Henrich13 Art. 19 EGBGB Rn. 12. 

14 Zur Ehelichkeit bei nichtiger oder hinkender Ehe sowie bei Nichtehen ausführ-
lich Staudinger/Henrich13 Art. 19 EGBGB Rn. 54 ff., 64 ff., 75 ff., 94 ff. 

15 Hepting, in: FS Ferid 167. 
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Sachrecht den spezifischen Status des ehelichen Kindes, steht zugleich 
die Nichtehelichkeit i. S. des Art. 20 EGBGB fest. 

Zahlreiche Rechtsordnungen verzichten heute indessen auf die tradi-
tionelle Unterscheidung zwischen nichtehelichen und ehelichen Kin-
dern im materiellen Recht, wobei die Gleichstellung in unterschied-
lichem Maße verwirklicht ist (Rechtsordnungen mit einheitlicher 
Kindschaft). Dort besitzt grundsätzlich auch ein außerhalb einer Ehe 
geborenes Kind die "optimale" Rechtsstellung, die früher nur ehelichen 
Kindern zukam16. Dies wirft die Frage auf, wie sich die Nicht-
ehelichkeit i.S. des Art. 20 EGBGB bestimmt, falls Art. 19 Abs. 1 
EGBGB eine Rechtsordnung mit einheitlicher Kindschaft für 
anwendbar erklärt. Sieht ein ausländisches Kollisionsrecht, auf das 
Art. 19 Abs. 1 EGBGB verweist17, nur eine einheitliche Kollisions-
norm für alle Kinder vor, findet diese Anwendung. 

Führt Art. 19 Abs. 1 EGBGB in ein ausländisches Sachrecht mit 
einheitlicher Kindschaft, ist diesem der für die Abgrenzung von 
Art. 19 und Art. 20 EGBGB maßgebliche Begriff der "Ehelichkeit" 
unbekannt. Allerdings spielt auch in diesen Rechtsordnungen die Ehe 
eine Rolle für die rechtliche Zuordnung des Kindes zu den Eltern. An 
die Ehe sind in der Regel Vaterschaftsvermutungen zugunsten des 
Ehemannes der Mutter geknüpft, die den Ehelichkeitsvermutungen in 
Rechtsordnungen mit gespaltener Kindschaft entsprechen18. Diese 
gründen sich auf die Wahrscheinlichkeit, daß der Ehemann der Vater 
des Kindes ist. Demgegenüber steht bei außerhalb einer Ehe geborenen 
Kindern der Vater nicht immer von vornherein fest. Hier bedarf es für 
die rechtliche Zuordnung zum Vater besonderer Bestimmungen, ohne 
daß dies schon eine Schlechterstellung des Kindes beinhaltet. Für 
Rechtsordnungen mit einheitlicher Kindschaft läßt sich die "Ehe-
lichkeit" bzw. "Nichtehelichkeit" daher sinnvoll bestimmen, wenn man 
sie als Frage der rechtlichen Zuordnung des Kindes begreift. Ordnet 
das jeweilige Recht das Kind aufgrund der Ehe den Ehegatten zu, gilt 
es als ehelich, anderenfalls als nichtehelich i.S. des Art. 20 EGBGB19. 

16 Hepting, in: FS Ferid 165; v. Bar, IPR II Rn. 306. 
17 Der Renvoi ist allerdings gemäß Art. 4 Abs. 1 S. 1 a.E. nur zu befolgen, wenn 

dies dem Sinn der Verweisung nicht widerspricht. Dies ist bei den alternativen 
Anknüpfungen des Art. 19 Abs. 1 EGBGB der Fall, wenn der Renvoi den Kreis 
der anwendbaren Rechte verringert, Kropholler, IPR § 48 III 4; Palandt/ 
Heldrich Art. 19 EGBGB Rn. 2. 

18 Schwenzer, Vom Status zur Realbeziehung 228. S. auch Kropholler, AcP 185 
(1985) 260; näher dazu unten § 12 I. 

19 Staudinger/Kropholler12 Art. 20 EGBGB Rn. 19. 
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2. Sachlicher Anwendungsbereich 

Die materiellen Rechte der verschiedenen Staaten unterscheiden sich 
hinsichtlich der Begründung des Kindschaftsverhältnisses. Insoweit 
stehen sich das eine gerichtliche Abstammungsfeststellung fordernde 
Abstammungssystem und das Anerkennungssystem gegenüber, das 
Rechtswirkungen an die nichteheliche Kindschaft nur dann knüpft, 
wenn das Kind vom Vater und zuweilen auch von der Mutter 
anerkannt worden ist20. 

Das gemäß Art. 20 Abs. 1 EGBGB ermittelte Abstammungsstatut 
entscheidet darüber, ob das Kindschaftsverhältnis durch gerichtliche 
Feststellung oder Anerkennung entsteht21. Im einzelnen erfaßt es die 
Voraussetzungen von gerichtlicher Feststellung und Anerkennung ein-
schließlich etwaiger Hindernisse, Zustimmungserfordernisse, ferner die 
Anfechtung oder die sonstige Beseitigung der Anerkennung22. Gemäß 
Art. 23 EGBGB können sich außerdem Zustimmungserfordernisse aus 
dem Heimatrecht des Kindes ergeben, die zusätzlich zu denen der von 
Art. 20 Abs. 1 EGBGB berufenen Rechtsordnung zu beachten sind23. 
Eine erst infolge der Anerkennung erworbene Staatsangehörigkeit 
bleibt dabei außer Betracht24. 

III. Übergangsrecht 

Als intertemporale Kollisionsnorm entscheidet Art. 220 Abs. 1 
EGBGB darüber, ob Art. 20 Abs. 1 EGBGB in seiner aktuellen 
Fassung oder das vor der Reform von 1986 geltende Kollisionsrecht 
Anwendung findet. Danach kommt es darauf an, ob am 1.9.1986, dem 
Tag des Inkrafttretens der IPR-Novelle, ein abgeschlossener Vorgang 
vorlag. Dies ist zu bejahen, wenn das Kind vor diesem Zeitpunkt gebo-
ren und die Abstammung zu Vater oder Mutter wirksam festgestellt 

20 Begr. BT-Drs. 10/504, 67 = Pirrung 160. 
21 Begr. BT-Drs. 10/504, 67 = Pirrung 160. 
22 Begr. BT-Drs. 10/504, 67 = Pirrung 160; v. Bar, IPR II Rn. 312; Lüderitz, 

IPR Rn. 367; Anfechtung der Vaterschaft: KG 2.2.1994 NJW-RR 1995 , 70 
= FamRZ 1994, 986 = StAZ 1994, 349 = IPRspr. 1994 Nr. 112. 

23 MünchKomm/Siehr Art. 20 EGBGB Rn. 19; v. Bar, IPR II Rn. 312; Lüderitz, 
IPR Rn. 369. 

24 OLG Frankfurt 16.11.1987 OLGZ 1988, 140 = NJW 1988, 1472 = StAZ 
1988, 12 = MDR 1988, 232 = IPRspr. 1987 Nr. 185; Hepting/Gaaz § 29 PStG 
Rn. 161. 



10 Abstammung des Kindes 

war25. Zweifelhaft ist das Vorliegen eines abgeschlossenen Vorganges 
hingegen, wenn die Geburt zwar vor dem Stichtag stattfand, die Vater-
schaft aber erst danach festgestellt werden soll. Die Lösung dieses 
intertemporalen Konflikts hängt davon ab, ob man den Begriff des 
"abgeschlossenen Vorganges" materiellrechtlich oder kollisionsrecht-
lich interpretiert. 

Die materiellrechtliche Auslegung stellt darauf ab, ob nach dem 
Sachrecht, das von einer vor dem 1.9.1986 geltenden Kollisionsnorm 
berufen wird, alle Voraussetzungen für den Eintritt einer Rechtsfolge 
vorliegen. Ist dies nicht der Fall, handelt es sich nicht um einen abge-
schlossenen Vorgang; folglich kommt das novellierte Kollisionsrecht 
zur Anwendung26. 

Nach der kollisionsrechtlichen Auslegung entscheidet das Begriffs-
verständnis des jetzt geltenden IPR über die Abgrenzung zum früheren 
Kollisionsrecht27. Abgeschlossene Vorgänge sind alle vom EGBGB 
neuer Fassung unwandelbar angeknüpften Rechtsverhältnisse, deren 
Anknüpfungstatbestand sich bereits vor dem Inkrafttreten der IPR-
Novelle verwirklicht hat28. 

Bei der nichtehelichen Abstammung können diese Interpretationen 
zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Die materiellrechtliche Aus-
legung bejaht die Anwendung neuen Rechts, wenn das Kind zwar vor 

25 Vgl. MünchKomm/Sonnenberger Art. 220 EGBGB Rn. 13; Staudinger/ 
Kropholler12 Art. 20 EGBGB Rn. 14. 

26 Hepting, IPRax 1988, 153; ders., StAZ 1987, 188 f.; Kaum, IPRax 1987, 
280 f., 286; Rauscher, IPRax 1988, 344; v. Sachsen-Gessaphe, IPRax 1991, 
108; Staudinger/Dörner12 Art. 220 EGBGB Rn. 13 f.; MünchKomm/ 
Sonnenberger Art. 220 EGBGB Rn. 13; Sonnenberger, in: FS Ferid 451 f. 

27 Palandt/Heldrich Art. 220 EGBGB Rn. 2; Erman/Hohloch Art. 220 EGBGB 
Rn. 6; Kropholler, IPR § 27 III 1. 

28 BGH 11.5.1994 BGHWarn 1994 Nr. 154 = NJW 1994, 2360 = FamRZ 1994, 
1027 = LM Nr. 6 zu Art. 18 EGBGB Anm. Benicke = FuR 1994, 304, 306 
Anm. Battes/Korenke = StAZ 1994, 346 = ZfJ 1995, 290 = MDR 1994, 1223 
= IPRspr. 1994 Nr. 99; BGH 7.4.1993 BGHWarn 1993 Nr. 119 = NJW 1993, 
2305 = DAVorm 1993, 577 = IPRspr. 1993 Nr. 103; OLG Düsseldorf 
16.2.1993 NJW-RR 1994, 965 = FamRZ 1994, 381 = IPRspr. 1993 Nr. 105; 
KG 17.3.1987 FamRZ 1987, 859 = IPRax 1988, 237, 222 Aufsatz Dörner 
= ZfJ 1987, 588 = IPRspr. 1987 Nr. 86; BayObLG 13.11.1986 BayObLGZ 
1986, 466 = NJW 1987, 1148 = FamRZ 1987, 526 = IPRspr. 1986 Nr. 114; 
Erman/Hohloch Art. 220 EGBGB Rn. 6; Palandt/Heldrich Art. 220 EGBGB 
Rn. 2; Kropholler, IPR § 27 III 1; Pirrung 188 Fn. 1. S. auch Begr. BT-Drs. 
10/504, 85 = Pirrung 188: "Inhaltlich sieht Absatz 1 der Neuregelung des IPR 
vor, daß für abgeschlossene, insbesondere unwandelbar angeknüpfte Vorgänge, 
vor allem Statusbegründungen und -änderungen einschließlich der unmittelbar 
durch sie bewirkten Statusfolgen, aber auch z.B. für Erbfälle, das bisher 
anwendbare Kollisionsrecht fortgilt." 
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